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«Siewären ein gefundenesFressen»
Öffentlichkeitsgesetz In St.Gallen gilt das Prinzip, dass amtlicheDokumente öffentlich sind. Eine Ausnahme sindRevisionsberichte der
Finanzkontrolle, etwa dieUntersuchung der Spesenausgaben an derHSG. Sitzungsprotokolle beleuchten dieHintergründe der Ausnahme.
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ostschweiz@tagblatt.ch

Der Skandal um die Spesen an der Uni-
versität St.Gallen fandMitteFebruar sei-
nen bisherigen Höhepunkt, als das
«St.Galler Tagblatt» aus einem Revi-
sionsberichtderFinanzkontrolle zitieren
konnte. Dies war nur möglich, weil die-
ser geheime Bericht der Zeitung zuge-
spielt wurde. «EineAmtsgeheimnisver-
letzung», meinte die Finanzkontrolle
und reichte Strafklagegegenunbekannt
ein. Tatsächlich sind die Revisionsbe-
richte der Finanzkontrolle explizit vom
Öffentlichkeitsgesetz ausgenommen –
das steht sowohl im Staatsverwaltungs-
gesetz als auch imÖffentlichkeitsgesetz.

Weshalb ist das so?DieErklärung steckt
in einemSitzungsprotokoll.

Punkt fürPunkt
durchgegangen

Eswaram2.Dezember2013, vermutlich
gegen 15 Uhr. Fünfzehn St.Galler Kan-
tonsrätinnenundKantonsräte sassenmit
RegierungsratFredyFässler, seinemGe-
neralsekretärHans-RudolfArtaunddes-
sen Stellvertreter Ueli Nef im Sitzungs-
zimmer 118 am Oberen Graben 32 in
St.Gallen. Seit 8.30Uhr lief die erste Sit-
zungdervorberatendenKommissiondes
Informationsgesetzes, wie das Öffent-
lichkeitsgesetz während der Ausarbei-
tung hiess. Die Sitzungsteilnehmenden
gingen den Gesetzesentwurf Punkt für

Punkt durch. Sie sind fast fertig, alsArti-
kel 20 an der Reihe ist: die Schlussbe-
stimmungen, inwelchendieAuswirkun-
gen des Öffentlichkeitsgesetzes festge-
haltensind.Darunterauch,wasbeimFall
HSGvon Interesse ist: nämlich,dassRe-
visionsberichtederFinanzkontrollevom
Öffentlichkeitsgesetz ausgenommen
sein sollen.

Warumdies so sei, fragt eineVertre-
terin der SP. Die Finanzkontrolle habe
dies beantragt, lautet die Antwort von
Generalsekretär Arta. Die Revisionsbe-
richteenthieltennebenallgemeinenAus-
führungen viele Bemerkungen und Ver-
besserungsvorschläge zuhandender ge-
prüften Stelle. Die Revisorinnen und
Revisoren würden ihre Aufgabe besser

erfüllen können, wenn ihre Berichte
nicht öffentlich seien. Arta erwähnt in
diesemZusammenhang,dassdieEidge-
nössischeFinanzkontrolledenselbenAn-
trag gestellt habe. Er sagt aber auch, der
Bundesrat habe ihr die Geheimhaltung
nicht gewährt. Auf Bundesebene unter-
stünden die Revisionsberichte der Fi-
nanzkontrolle nun demÖffentlichkeits-
prinzip.Niemandwillwissen,warumder
Bundesrat nicht auf die Geheimhaltung
eingetreten sei. Im Gegenteil: Mehrere
Kantonsräte sindderAnsicht,diegeplan-
teGeheimhaltung sei aufGeschäftsprü-
fungs-undweitere -berichte imGemein-
degesetz auszuweiten. Nur die SP-Ver-
treterin taxiert die Frage nach der
Öffentlichkeit der Revisionsberichte als

«schwierig zu beantworten». Regie-
rungsrat Fässler sagt dann, die Berichte
der Finanzkontrolle seien «institutiona-
lisierte Kritikberichte». Es sei Sache der
Regierung darauf zu achten, dass etwas
geschehe, wo Handlungsbedarf aufge-
zeigtwerde. Sie sei gegeneineVeröffent-
lichung der Dokumente. «Sie wären ein
gefundenes Fressen für dieMedien.»

Am27.März 2014 findet eine zweite
Kommissionssitzung statt. In derselben
Personenkonstellation, im selben Sit-
zungszimmer. Nach 70 Minuten ist sie
vorbei. Im Zusammenhangmit den Re-
visionsberichten der Finanzkontrolle
werden sprachliche Details geklärt, die
Geheimhaltung wird nicht in Frage ge-
stellt.

Nachgefragt

Martin Stollwill offenenUmgangmit Fehlern in derVerwaltung
MartinStoll ist Journalist undGeschäfts-
führer von Öffentlichkeitsgesetz.ch. Er
kritisiert die Geheimhaltung der Revi-
sionsberichte.

DieRevisionsberichteder
St.Galler Finanzkontrolle sind
vomÖffentlichkeitsgesetz ausge-
nommen. Ist das sinnvoll?
Martin Stoll: Revisoren derVerwaltung
pochen gerne auf einen Geheimbe-
reich, in dem sie agieren können. An-
fallende Probleme möchten sie unter
Ausschluss derÖffentlichkeit regeln. In
einer modern geführten Verwaltung
haben solche Strategien keinen Platz
mehr. Das Öffentlichkeitsprinzip, das
auch im Kanton St. Gallen eingeführt
worden ist, hat eine Kernaussage: Die
Öffentlichkeit soll nachvollziehen kön-
nen,wie ihreVerwaltung arbeitet.Dazu
gehört folglich auch, dass Untersu-
chungen, in denenMängel thematisiert
werden, öffentlich sind. Das St. Galler
Gesetz müsste in diesem Punkt dem

schweizerischen Standard angepasst
werden.

AusdemKommissionsprotokoll ist
ersichtlich, dassdieFinanzkontrolle
dieGeheimhaltungwünschte.Und
auch, dassdieRegierungdamit
einverstandenwar:DieBerichte
«wäreneingefundenesFressen für
dieMedien».
Es kanndoch nicht sein, dass die Regie-
rung auftretende Probleme der Öffent-
lichkeit verschweigt. Hier geht es auch
um den Einsatz von Steuergeldern, und
am Ende auch um Fehler, die von der
Verwaltungsspitze und der Regierung
selber zu verantworten sind. Es ist be-
merkenswert,mitwelchenArgumenten
solcheeigennützigenMechanismenver-
teidigt werden.

AuchdieEidgenössischeFinanz-
kontrolle (EFK)hatte eineAusnah-
meregelungbeantragt, diese aber
nicht erhalten.

DieEFKhat 2011 verlangt, vomÖffent-
lichkeitsgesetz ausgenommen zu wer-
den, nachdem sie Medienschaffenden
Berichte zugänglichmachenmusste, die
teils gravierendeMissstände in derVer-
waltung dokumentierten. Es ging um
das Chaos bei der Immobilienbewirt-
schaftung der Armee oder um die irre-
guläreBeschaffungspraxis derGeneral-
sekretariate.

Wie lautetendamalsdieArgumente?

Das Transparenzgesetz würde die Ein-
tracht zwischen den Prüfern und den
Geprüften stark stören, argumentierte
derdamaligeEFK-ChefKurtGrüter. Zu-
dem sei die Einsicht in amtliche Doku-
mentearbeitsintensiv.ZumGlückerteil-
tedas JustizdepartementderFinanzkon-
trolle eine deutliche Abfuhr. In einem
Gutachtenhielt dasBundesamt für Justiz
fest, dasÖffentlichkeitsgesetz erschwe-
redieArbeit derEFKnichtunverhältnis-
mässig.

DieEFKhat seither eineKehrtwen-
devollzogenundunterstützt die
Öffentlichmachung.
Michel Huissoud, der heutige EFK-Di-
rektor, stellte 2014 tatsächlich klar, dass
er hinter dem Öffentlichkeitsgesetz
steht. Er kam zur richtigen Erkenntnis,
dass die Öffentlichkeitsgesetze und die
Finanzkontrollgesetze grundsätzlich
sehr ähnliche Ziele verfolgen. Es gehe
immer um die Beurteilung der Aufga-
ben,OrganisationundTätigkeit derVer-

waltung. Seitdem publiziert die EFK
praktisch all ihre Prüfberichte. Das hat
auch zur Folge, dass kritisierte Verwal-
tungseinheitenunter öffentlicherBeob-
achtung stehenunddass sieMissstände
rascher beheben. DieÖffentlichkeit hat
hier eine klar positiveWirkung.

Hat sichdas inderZwischenzeit
entwickelt?
AuchandereVerwaltungseinheiten, das
Aussen- oder das Verteidigungsdepar-
tement etwa,machenRevisionsberichte
inzwischen konsequent zugänglich.
Und es geht auch darum, dass die Öf-
fentlichkeit dieKontrolleure kontrollie-
renkann.EingutesFunktionierendieser
Kontrollen ist dieGrundlage für dasVer-
trauen der Bevölkerung in die Verwal-
tung. Wie wichtig das ist, hat sich im
Postauto-Fall gezeigt: Hier sorgte ein
zupackenderChefinspektor desBundes-
amts für Verkehr (BAV) dafür, dass ein
lange schwelender Missstand themati-
siert wurde. (sib)Martin Stoll. Bild: PD

Umstrittene Spesen an der HSG: Revisionsberichte der St.Galler Finanzkontrolle sind vom Öffentlichkeitsgesetz ausgenommen worden. Bild: Urs Bucher


